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Vorwort 

— Vorwort

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

Künstliche Intelligenz (KI) begleitet uns bereits täglich im privaten Kontext zum Beispiel mit der automati-
schen Gesichtserkennung für Fotos im Smartphone. Und auch in der Arbeitswelt ist KI schon länger im Ein-
satz in Form von „intelligenten“ Bürosoftwares bis zu automatischen und selbstlernenden Logistik- sowie 
Produktionssystemen. Für den Nutzer wie auch Interessenvertretungen ist es oftmals nicht so leicht zu 
erkennen, wo eigentlich KI genau drinsteckt und was sie alles kann.

Bürosoftware mit KI ist beispielsweise in der Lage, Aktivitäten der Nutzer aufzuzeichnen, zu bewerten und 
gegebenenfalls sogar zu planen. Somit ist KI auch ein Schlüsselthema für Betriebs- und Personalräte, wel-
ches insbesondere im Rahmen der betrieblichen Mitbestimmung besonderer Aufmerksamkeit bedarf.

Wichtig ist es, den Einsatz von KI im Betrieb im Interesse der Beschäftigten zu regeln. Denn eins ist klar: 
KI wird uns immer mehr im beruflichen Alltag begleiten. Nur durch gute Vereinbarungen kann sie dann 
auch zur Chance für die Beschäftigten werden, indem sie lästige Tätigkeiten abnimmt und gleichzeitig Frei-
räume für gute Arbeit schafft.

Diese Broschüre führt in das Thema künstliche Intelligenz im Betrieb ein und geht auf zentrale (Gestal-
tungs-)Aspekte für die betriebliche Mitbestimmung ein. 

Fragen hinsichtlich der Gestaltung der Arbeit, des Datenschutzes sowie des Arbeitsplatzerhalts werden 
beantwortet ebenso wie die nach den wesentlichen (betriebsverfassungs-)rechtlichen Aspekten zur Mitbe-
stimmung.

Wir wünschen eine informative und anregende Lektüre.

Abteilung Mitbestimmung und Technologieberatung

 

Arbeitnehmerkammer Bremen, im Oktober 2022
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1.1 Begriff der KI

Eine allgemeingültige Definition für den Begriff KI 
existiert bisher nicht.

Allgemein werden unter KI selbstlernende Com-
putersysteme verstanden, die versuchen, 
menschliche Intelligenz nachzuahmen. Sie füh-
ren selbstständig und automatisiert bestimmte Auf-
gaben aus. Damit sie eigenständig handeln können, 
müssen sie auf Grundlage von selbstlernenden Algo-
rithmen programmiert werden.

Beispielsweise hat ein Smartphone die menschliche 
Fähigkeit, Gesichter und Gegenstände auf Fotos zu 
erkennen. Dafür wird die Smartphone-Software auf 
Basis von selbstlernenden Algorithmen program-
miert. 

Die Smartphone-Software lernt, Gesichter zu erken-
nen. Ihr werden dafür millionenfach Bilder mit und 
ohne Gesichter „vorgelegt“ und dann berechnet sie, 
ob ein Gesicht vorhanden ist oder nicht. Die Ergeb-
nisse werden mit dem Zielergebnis, ob es sich um 
ein Gesicht handelt, verglichen. Weicht das Ergeb-
nis vom Zielergebnis ab, wird das System verändert 
und anschließend die Bilder wieder vorgelegt. Das 
System berechnet erneut seine Ergebnisse bezüglich 
„Gesicht ja/nein“, die wieder mit dem Zielergebnis 
verglichen werden. Das wird so lange wiederholt, 
bis die Entscheidungen des Systems überwiegend 
richtig sind.

Das System wird trainiert, gleicht seine Ergebnisse 
mit dem Zielergebnis ab, lernt aus den Fehlern 
und kann sich so verbessern, um immer zuverlässi-
ger Gesichter zu erkennen. Der Algorithmus hat so 
gelernt, Gesichter in jeder Variante zu erkennen.

1.2 Begriffsdefinition der KI

Im Alltag sowie bei der Arbeit begegnet uns die 
„schwache“ KI. Sie erfüllt konkrete Aufgaben, wie 
Bilderkennung oder Übersetzung von Texten. Diese 
eng definierten Zwecke kann sie selbstoptimierend 
ausführen. Schwache KI wird in der Regel zur effi-
zienteren Gestaltung von (Arbeits-)Prozessen einge-
setzt und hat Auswirkungen auf unsere Arbeit und 
das Privatleben.

Unter einer „starken“ KI werden Systeme verstan-
den, deren Fertigkeiten und Eigenschaften einer 
menschlichen Intelligenz entsprechen oder sie 
sogar übertreffen. Diese KI kennen wir aus Sci­
ence-Fiction-Filmen, wo Menschen mit einem Com-
putersystem interagieren, dessen Verhalten nicht 
von dem eines Menschen zu unterscheiden ist. Bis-
her gibt es solche Systeme nicht, weil menschliche 
Intelligenz nur schwer definier­ und damit nach-
bildbar ist. 

1.3 Wie sieht KI im Betrieb aus? – 
Zwei Praxisbeispiele 

a) KI in der Lagerlogistik
In der Lagerlogistik sollen ständig Routen optimiert 
werden für eine schnellere Abfertigung von Auf-
trägen. Bei der Abarbeitung dieser Transportauf-
träge sollen Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer optimierte Routen präsentiert werden, denen 
sie dann „nur noch nachgehen“ müssen. Gleich-
zeitig wird jede Abweichung von der „optimalen“ 
Route erfasst und gespeichert. Um überhaupt sol-
che Routen erstellen zu können, werden zuvor die 
millionenfach menschlich entschiedenen und absol-
vierten Routen zum Trainieren genutzt. Zukünftig 
kann die KI neue Routen eigenständig planen und 
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den Beschäftigten vorschlagen. Zudem kann mit so 
einer automatischen Routenfindung in Kombination 
mit (Bild-)Erkennung auch ein Robotertransportsys-
tem installiert werden, das eigenständig Waren an 
Punkt A einsammelt und bei Punkt B abliefert. Das 
ist schon heute Realität in Logistikzentren.

b) KI in der Bürosoftware
Ein anderer typischer Anwendungsfall ist die Pla-
nung und Ermittlung von Arbeitsleistung bei der 
Nutzung von Bürosoftware. Dabei werden die ein-
zelnen Aktionen der Beschäftigten aufgezeich-
net und an das System übermittelt. Dieses bewer-
tet dann beispielsweise die erledigten Aufgaben, 
leitet Prognosen für die zukünftige Arbeit ab und 
erstellt Pläne, was „am besten“ als Nächstes zu tun 
ist. Auch hier wurde das Computersystem zuvor 
auf Grundlage von umfangreichen Mitarbeiterdaten 
trainiert. Teilweise können schon heute mit den in 
der Bürotätigkeit gefundenen Muster Arbeitsabläufe 
(ähnlich zur Logistik) automatisiert werden.

—  8



Die Einsatzmöglichkeiten zeigen, dass bei KI Mit-
bestimmung ein Muss ist. Wo KI einerseits den 
Beschäftigten mehr Zeit und Raum für anspruchs-
volle Tätigkeiten lässt, weil monotone Arbeiten 
automatisiert werden, kann sie ohne Mitbestim-
mung auch Risiken bergen. Dazu gehört der Verlust 
von Arbeitsplätzen sowie das Nichtnachvollziehen 
von Entscheidungen basierend auf KI. Aber auch die 
Frage nach der Selbstbestimmung der Beschäftig-
ten bei der Arbeit muss beachtet werden. Und nicht 
zuletzt ist der Datenschutz ein wichtiges Thema.

Die betriebliche Mitbestimmung kann hier einen 
wichtigen Beitrag leisten, indem sie bereits frühzei-
tig bei der Planung des Einsatzes von KI einbezogen 
wird und „die richtigen Fragen“ an die Geschäfts-
führung stellt. 

Das sind unter anderem: 
 Welche Daten werden erhoben?
 Wie werden die Daten verarbeitet? 
 Wer hat Zugriff auf die Daten?
 Für welchen Zweck „lernt“ die KI? 
 Was passiert mit den Daten, wenn sie nicht 

mehr benötigt werden?
 Entscheidet die KI autonom?
 Sind die Aussagen der KI verbindlich?
 Sind die Entscheidungen transparent und wer-

den von einem Menschen überwacht?
 Soll KI Stellenabbau bewirken?
 Was passiert bei Abweichung von KI­Vorschlä-

gen?

02 
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Soll der Einsatz von KI zum Wohl der Beschäftig-
ten erfolgen und Risiken minimiert werden, braucht 
es Regeln. Die Regelungen müssen einen zulässigen 
Rahmen für den KI­Einsatz definieren und dessen 
Einhaltung sichern. Diese sollten für möglichst alle 
verschiedenen KI-Systeme funktionieren und kön-
nen daher nur sehr abstrakt formuliert werden.

Welche Regelungen für den KI-Ein-
satz gibt es schon?
Bis jetzt gibt es keine speziellen gesetzlichen Rege-
lungen für den Einsatz von KI-Systemen. Die Nut-
zung von KI wird aktuell durch das allgemeine 
Recht, wie zum Beispiel den Grundrechten, den 
Datenschutzbestimmungen und auch im Betriebs-
verfassungsgesetz begrenzt.

3.1 EU-Verordnung für KI

Die EU-Kommission hat am 21. April 2021 den 
weltweit ersten Vorschlag eines Rechtsrahmens für 
künstliche Intelligenz vorgelegt.

Verordnung zur Festlegung harmonisierter Vor-
schriften für künstliche Intelligenz 
(Entwurf der EU-Kommission)
Die Verordnung enthält eine weite Definition von 
KI. Ziel der Verordnung ist es, einerseits einen 
sicheren Rechtsrahmen für die Entwicklung eines 
Binnenmarktes aufzustellen und so die Entwicklung 
von KI zu fördern. Andererseits sollen die bestehen-
den Grundrechte und Werte der Union geschützt 
werden. Schließlich sollen die wirksame Durchset-
zung des geltenden Rechts und der Sicherheitsanfor-
derungen an KI­Systeme gewährleistet und das Ver-
trauen der Bürger in KI gestärkt werden. 

Der Entwurf versucht, diese Ziele durch einen risi-
kobasierten Ansatz zu erreichen. Er differenziert 
zwischen verschiedenen Risikostufen und setzt für 
diese kategorisierte Vorgaben. Je höher die mög-
liche Gefahr, desto höher sollen auch die Anforde-
rungen an das KI­System und die Nachweispflichten 
ihrer Anbieter sein. 

Das Gesetzgebungsverfahren ist noch nicht abge-
schlossen und der Entwurf wird noch einige Ände-
rungen durchlaufen. Zwei Jahre nach Inkrafttreten 
wird die Richtlinie unmittelbar in der EU gelten. 
Für Anbieter von KI-Systemen sind die geplanten 
Anforderungen bereits jetzt von Bedeutung.
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—  Eine (betriebsverfassungs-)rechtliche Betrachtung

3.2 Regelungen im 
Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG)

Ebenso wichtig wie ein allgemeines Regelwerk ist 
im Betrieb die Regelung des KI-Einsatzes im Sinne 
der Beschäftigten. Durch das im Juni 2021 in Kraft 
getretene Betriebsrätemodernisierungsgesetz sind 
Regelungen zu KI an drei Stellen neu ins BetrVG 
aufgenommen worden. 

Die Mitsprache der Betriebsräte bei KI wird dadurch 
zwar gestärkt, aber es gibt immer noch kein expli-
zites Mitbestimmungsrecht. Im Katalog des § 87 
Abs. 1 BetrVG wird KI auch weiterhin nicht 
erwähnt.

Ein Mitbestimmungsrecht kann jedoch ausgelöst 
werden, sobald durch den Einsatz von KI ein Fall 
des § 87 Abs. 1 BetrVG eintritt.

 § 87 Absatz 1 Nr. 6 BetrVG: 
 Wenn ein KI-System objektiv geeignet dafür ist, 

Verhalten oder Leistung von Arbeitnehmern zu 
überwachen, hat der Betriebsrat ein Mitbestim-
mungsrecht aus § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG, das 
heißt, wenn zum Beispiel personenbezogene 
Daten technisch erfasst und aufbereitet/ausge-
wertet werden können.

 Bei einer mitbestimmungspflichtigen Software 
ist auch jedes Update mitbestimmungspflich-
tig. Da KI-Systeme selbstlernende und sich stän-
dig ändernde Systeme sind, müsste bei jeder 
Änderung die Mitbestimmung ausgeübt werden. 
Um die Betriebsparteien nicht zu überfordern, 
können hier zum Beispiel dynamische, leicht 
anpassbare Betriebsvereinbarungen hilfreich 
sein. In einer Betriebsvereinbarung kann ferner 
ein Ampelsystem zur Einstufung von IT-Ände-
rungen enthalten sein (Kapitel 7 Rahmenverein-
barung). 

 § 87 Absatz 1 Nr. 7 BetrVG: 
 Der Betriebsrat hat ein Mitbestimmungsrecht für 

betriebliche Regelungen über den Arbeits- und 
Gesundheitsschutz, § 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG, 
wenn durch KI-Systeme Gefahren für die phy-
sische oder psychische Gesundheit der Beschäf-
tigten drohen. Nach § 5 ArbSchG sowie §§ 3–6 
BetrSichV hat der Betriebsrat ein Mitbestim-
mungsrecht für Gefährdungsbeurteilungen der 
einzuführenden KI-Systeme. 

 Änderungen durch das Betriebsrätemoderni-
sierungsgesetz 

 Das Betriebsverfassungsgesetz erleichtert 
Betriebsräten durch die neu eingefügten Rege-
lungen die Mitwirkung an der Planung, Einfüh-
rung und Anwendung von KI-Systemen. 

  § 80 Absatz 3 BetrVG 
leichtere Hinzuziehung Sachverständiger

 Bisher konnte der Betriebsrat Sachverständige 
hinzuziehen, soweit dies zur ordnungsgemäßen 
Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist, § 80 
Abs. 3 Satz 1 BetrVG. 

 
 Durch den neu eingefügten Satz 2 wird diese 

Erforderlichkeit zur Beurteilung der KI bei deren 
Einführung oder Anwendung gesetzlich vermu-
tet. Der Betriebsrat braucht die Erforderlichkeit 
also nicht mehr nachzuweisen. 

 Er muss sich aber nach wie vor mit dem Arbeit-
geber auf den Sachverständigen sowie des-
sen Vergütung verständigen. Einigen sich die 
Betriebsparteien auf einen ständigen Sachver-
ständigen, kann der Betriebsrat diesen ohne wei-
tere Absprache abrufen und so beim Einsatz von 
KI schneller reagieren. 

 Streitig zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat 
kann allerdings sein, ob es sich um KI handelt, 
für die ein Sachverständiger hinzugezogen wer-
den kann.

 Da das BetrVG den KI­Begriff nicht definiert 
besteht Uneinigkeit, ob die Erforderlichkeit bei 
Hinzuziehung eines Sachverständigen bei jeder 
oder nur bei starker KI erforderlich wird. Eine 
klare Abgrenzung durch Lehre und Rechtspre-
chung existiert noch nicht. (Zum Begriff starke/
schwache KI siehe Kapitel 1: KI – was ist das?) 
Arbeitgeber sprechen sich für das Recht auf Hin-
zuziehung eines Sachverständigen nur bei star-
ker KI aus. 
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  § 90 Abs. 1 Nr. 3 BetrVG  
Klarstellung bezüglich Unterrichtungs- und 
Beratungsrecht

 Die Vorschrift stellt klar, dass dem Betriebs-
rat bereits bei der Planung von KI-Einsätzen ein 
Informations- und Beratungsrecht zusteht. Die-
ses umfasst nicht nur den Technikeinsatz selbst, 
sondern auch Änderungen von Arbeitsprozessen 
oder Änderungen der Weisungsbefugnis durch 
den Einsatz eines KI-Systems. Die Unterrichtung 
muss so rechtzeitig erfolgen, dass der Betriebs-
rat mit der Beratung noch Einfluss auf die Ent-
scheidung nehmen kann.

 Soweit der Arbeitgeber nicht von sich aus 
den Betriebsrat unterrichtet, wird dieser seine 
Rechte einfordern müssen. Dafür muss der 
Betriebsrat die Planung eines KI-Einsatzes 
erkennen können. Den notwendigen technischen 
Sachverstand soll der Betriebsrat durch die nun 
erleichterte Hinzuziehung eines Sachverständi-
gen nach der neuen Regelung § 80 Abs. 3 erzie-
len können.

  § 95 Abs. 2a BetrVG 
Mitbestimmung bei Auswahlrichtlinien für 
Personalentscheidungen

 Der Betriebsrat hat ein Mitbestimmungsrecht bei 
der Aufstellung von Richtlinien über die perso-
nelle Auswahl bei Einstellungen, Versetzungen, 
Umgruppierungen und Kündigungen. Solche 
Richtlinien legen Kriterien fest, anhand derer 
der Arbeitgeber Entscheidungen zu den genann-
ten Maßnahmen trifft. In Betrieben mit mehr als 
500 Arbeitnehmern kann der Betriebsrat solche 
Richtlinien auch initiativ verlangen.

 Durch den neu aufgenommenen Absatz 2 a wird 
klargestellt, dass diese Rechte auch dann beste-
hen, wenn bei Aufstellung der Richtlinien ein 
KI-System beteiligt ist. 

  96 Abs. 1a BetrVG 
Einigungsstelle für Qualifizierungs-
maßnahmen

 Fragen der Berufsbildung und Qualifizierung hat 
der Arbeitgeber mit dem Betriebsrat zu beraten. 
Der Betriebsrat kann und soll dem Arbeitgeber 
Vorschläge unterbreiten können. Beim Nichtzu-
standekommen einer Einigung kann durch den 
neu eingefügten § 96 Abs. 1a BetrVG die Eini-
gungsstelle zur Vermittlung angerufen werden.

 Allerdings kann die Einigungsstelle keine Ent-
scheidung treffen. Sie versucht nur „eine Eini-
gung“. Der Arbeitgeber hat das Letztentschei-
dungsrecht.
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Der Einzug von KI in die Arbeitswelt verändert auch 
die Arbeitsmittel und die Arbeitsorganisationen, die 
unsere tägliche Arbeit bestimmen. Dies kann wie-
derum vielfältige Auswirkungen auf die Gesundheit 
der Beschäftigten haben.

Das erleben wir zum Beispiel beim Einsatz von 
Chatbots in der Kundenkommunikation. Bei der 
Vorsortierung von Anliegen kann sich die Unzu-
friedenheit der Kunden im Laufe der telefonischen 
Durchstellung steigern, wenn er am Ende doch beim 
Mitarbeiter ankommt, weil die künstliche Intelli-
genz das Anliegen nicht lösen konnte. Für Beschäf-
tigte führt dies möglicherweise zu einer stärker 
belastenden Situation als bei einem direkten Kun-
dengespräch. 

Bei direkter Mensch-Maschine-Kooperation, bei-
spielsweise in der Fertigung, muss darauf geachtet 
werden, dass computer- oder KI-gesteuerte Maschi-
nen neben Sicherheitsabständen und Bewegungsge-
schwindigkeiten auch einen Arbeitstakt einhalten 
und diesen nicht ihrerseits „optimieren“ – zulasten 
der Gesundheit der Beschäftigten.

4.1 Besserer Arbeitsschutz durch 
Mitbestimmung

Die Interessenvertretung verfügt mit den bestehen-
den Mitbestimmungsrechten bei Maßnahmen des 
Arbeitsschutzes (nach § 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG) 
über wirksame Instrumente zur Reduzierung mög-
licher Belastungen. Mit dem Arbeitsschutzgesetz ist 
in Deutschland bereits ein wirksamer Schutz des 
Grundrechts auf Gesundheit bei der Arbeit in Kraft. 
Hiernach sind Arbeitgeber verpflichtet, die physi-
schen und psychischen Gefährdungen bei der Arbeit 
systematisch zu ermitteln und wirksame Maßnah-
men zu ihrer Verminderung oder Minimierung 
umzusetzen.

Wichtig: Bei der Ausgestaltung der konkreten Maß-
nahmen greifen auch die Mitbestimmungsrechte der 
Interessenvertretungen. Das Verfahren zur Ermitt-
lung ist die Gefährdungsbeurteilung und ihr Anwen-
dungsbereich umfasst ganz prinzipiell auch die Ein-
führung und Auswirkung von KI-Systemen, wenn 
sich dadurch Arbeitsprozesse oder die Arbeitsorga-
nisation ändern. Um auf das Beispiel der Einführung 
von Chatbots zurückzukommen, könnte in einer 
Gefährdungsbeurteilung dokumentiert werden, dass 
die Beschäftigten einer größeren Belastung durch 
unzufriedene Kunden ausgesetzt sind. Dies stellt 
eine Gefährdung ihrer psychischen Gesundheit dar 
und darauf sollte der Arbeitsschutz reagieren. Bevor 
personelle Maßnahmen wie Schulung zum besseren 
Umgang mit problematischen Gesprächen ergrif-
fen werden, sollte geprüft werden, ob technische 
oder organisatorische Maßnahmen infrage kommen 
(TOP­Prinzip). Geeignete Maßnahmen zur Verringe-
rung der Belastungen könnten sein, doch auf Chat-
bots zu verzichten oder sie besser zu konfigurieren.

04 
(Un-)Sicherere Arbeit  
durch KI?
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4.2 Potenziale für mehr 
Gesundheitsschutz nutzen

Der Mensch wird auch in Zukunft in der Arbeitswelt 
nicht von künstlicher Intelligenz in Gänze ersetzt 
werden. Wichtig ist es daher, die KI auch als Tool 
für die gesunde Arbeitsgestaltung zu nutzen. Auch 
wenn die Umsetzung dieser Idee insgesamt noch 
in den Kinderschuhen steckt, gibt es bereits erste 
Projekte, die in diese Richtung gehen. Das Projekt 
„Künstliche Intelligenz für gesunde Arbeit in Fahr-
berufen: Arbeitsbelastung und Sicherheit in Ver-
kehr und Transport“ (KARAT) untersucht, wie sich 
mittels Erhebung und Auswertung von Routen- und 
Umgebungsdaten durch ein KI-System die Arbeits-
bedingungen im Transportgewerbe verbessern las-
sen. 

Bei der Einführung und Nutzung von KI-Systemen 
muss die Interessenvertretung miteinbezogen wer-
den – unbedingt auch, um die Auswirkungen auf 
die Arbeitsbedingungen und die Gesundheit der 
Beschäftigten im Blick zu haben: 

 Führt die Einführung von KI zu zusätzlichen 
Belastungen, und wenn ja, zu welchen? 

 Können diese Belastungen minimiert werden, 
vielleicht schon durch eine Modifikation des 
KI-Systems? 

 Wie können die Beschäftigten mit ihrer Exper-
tise bei der Beurteilung der Auswirkung mitein-
bezogen werden? 

Die Beantwortung dieser Fragen ist für alle Neu-
land und erfordert sicher eine Menge Kreativität. 
Aber sie lohnt sich, weil es um die menschenge-
rechte und gesunde Gestaltung der Arbeit von mor-
gen geht. 
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KI-Anwendungen haben, soweit sie personenbe-
zogene Daten verarbeiten, den Anforderungen der 
Datenschutzvorschriften zu entsprechen. Soweit es 
sich dabei um Daten von Beschäftigten handelt, fällt 
der Einsatz von KI-Software in die Mitbestimmung 
von Betriebsräten, Personalräten und Mitarbeiter-
vertretungen (§ 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG).

Einerseits ist eine KI-Anwendung datenschutzrecht-
lich genauso zu behandeln wie jede andere Soft-
ware auch. Es existiert (noch) kein eigenständiges 
KI-Datenschutzrecht. Andererseits gibt es KI-typi-
sche Eigenarten, die bei der datenschutzkonformen 
Gestaltung der Software und ihrem Einsatz beson-
dere Beachtung verdienen.

5.1 Verarbeitung großer Datenmengen

KI-Anwendungen verarbeiten oftmals große und 
vielfältige Mengen an personenbezogenen Daten. So 
kann eine moderne Office­Software (wie zum Bei-
spiel Microsoft Office 365) im Prinzip alle Aktivi-
täten und Arbeitsschritte, die der Benutzer mithilfe 
dieser Software und seinen digitalen Endgeräten 
erledigt, erfassen und speichern. Aus der Analyse 
dieser Datenmengen können vielfältige Auswertun-
gen generiert werden, von Hilfestellungen für die 
eigene Arbeitsplanung bis hin zu Bewertungen des 
Arbeits- oder Sozialverhaltens. 

Interessenvertretungen sollten auf Folgendes ach-
ten:

 Der Umfang der Datenerhebungen und Auswer-
tungen ist auf das tatsächlich benötigte Maß 
zu begrenzen und insbesondere auf die daten-
schutzrechtlichen Prinzipien der Zweckbindung 
und Datensparsamkeit ist zu achten. 

 Die Zwecke der Verarbeitung müssen konkret 
benannt werden und es dürfen nur die Daten 
erfasst werden, die wirklich benötigt werden. 

 Es sind Fristen für die Löschung von Daten zu 
definieren. 

Gerade bei einer KI sind diese Anforderungen eng 
auszulegen, um nicht zuletzt eine unzulässige Vor-
ratsdatenspeicherung auszuschließen.

5.2 Automatisierte Entscheidungen

Wenn KI-Systeme personenbezogene automatisierte 
Entscheidungen treffen oder eingesetzt werden, um 
Persönlichkeitsprofile zu erstellen, bedeutet dies 
einen erheblichen Eingriff in die Persönlichkeits-
rechte von Betroffenen. Wenn damit eine rechtliche 
Wirkung verbunden ist (zum Beispiel in Form einer 
automatischen Vorauswahl im Bewerbungsver-
fahren), ist solch eine Anwendung gemäß Art. 22 
DSGVO nur unter engen Voraussetzungen zulässig 
und solche Entscheidungen dürfen nicht alleine der 
KI überlassen werden. In Anwendung datenschutz-
rechtlicher Grundprinzipien wie Fairness, Zure-
chenbarkeit und Transparenz müssen Betroffene die 
Möglichkeit haben, automatisierte Entscheidungen 
anzufechten, das Eingreifen einer Person zu verlan-
gen und ihre Sicht darzulegen.
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5.3 Intransparente Verarbeitung

Personenbezogene Daten müssen in einer für die 
betroffene Person nachvollziehbaren Weise ver-
arbeitet werden (Artikel 5 DSGVO). Dieser daten-
schutzrechtliche Grundsatz ist bei KI-Anwendun-
gen möglicherweise schwerer zu verwirklichen. Auf 
jeden Fall dann, wenn die Anwendung auf maschi-
nellem Lernen beruht. Dabei folgen die Verarbei-
tungsschritte nicht einem vom Menschen program-
mierten Algorithmus, sondern werden von der 
Maschine selber „erlernt“ und laufen gleichsam in 
einer „Blackbox“ ab. Auch hier ist der Arbeitgeber 
verpflichtet, leicht zugängliche und verständliche 
Informationen bereitzustellen, mit denen für die 
Beschäftigten nachvollziehbar wird, welche perso-
nenbezogenen Daten, auf welche Art und Weise und 
zu welchen Zwecken verarbeitet werden. Das Trans-
parenzgebot der DSGVO schließt ein Auskunftsrecht 
für die Betroffenen ein, das auch das Zustandekom-
men von personenbezogenen Bewertungen, Ent-
scheidungen und Prognosen umfasst.

5.4 Datenschutz durch 
Mitbestimmung

Die Pflicht zur betrieblichen Umsetzung der Daten-
schutzvorschriften richtet sich an den Arbeitgeber. 
Dabei haben Interessenvertretungen kein originä-
res Mitbestimmungsrecht. Allerdings lässt sich die 
gegebene Mitbestimmung beim IT-Einsatz dazu nut-
zen, um faire und arbeitnehmerfreundliche Daten-
schutzregelungen zu vereinbaren. So werden KI-Sys-
teme oftmals in Form von Rahmenvereinbarungen 
geregelt, die üblicherweise auch Abschnitte zum 
betrieblichen Datenschutz enthalten.
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Oft wird mit dem Einsatz von künstlicher Intelli-
genz in der Arbeitswelt der Abbau von Arbeitsplät-
zen verbunden. Tatsächlich kann man die genauen 
Auswirkungen auf die Betriebe heute noch nicht 
vorhersagen. Vieles hängt davon ab, wofür sich die 
Betriebe/Arbeitgeber entscheiden. 
Zahlreiche Studien weisen darauf hin, dass durch 
KI tendenziell „Routinetätigkeit“ mit einem hohen 
Maß an Monotonie ersetzt werden. „Nicht-Routine-
tätigkeiten“ werden hingegen nicht ersetzt, sondern 
durch KI komplementiert. Dies kann zum Beispiel 
bei Aufgaben, die analytisches Denken erfordern, 
wie bei medizinischen Diagnosen und Prognosen in 
der Krebserkennung der Fall sein. Auch die Planung 
von komplizierten Logistik-Ketten und Liefersyste-
men können kognitive Systeme bereits jetzt schnell 
und effizient erledigen. 
Genauso können durch KI auch neue Berufe entste-
hen, wie zum Beispiel der des sogenannten Trai-
ners. Dabei werden KI-Systeme von Menschen „trai-
niert“, die für eine entsprechende Qualität sorgen.  
Mit zunehmendem Einsatz von KI werden voraus-
sichtlich auch immer mehr KI-Expertinnen und 
KI-Experten benötigt.

Alle diese Beispiele zeigen, dass durch KI beste-
hende Berufsbilder neu entstehen, verändert und 
ergänzt werden oder auch wegfallen können.

6.1 Entstehung neuer Qualifikations-
bedarfe

Die Einführung von künstlicher Intelligenz und die 
daraus resultierenden Veränderungen der Berufsbil-
der führen zu neuen Qualifikationsbedarfen bei den 
Beschäftigten. 

Welche genau das sein werden, hängt von Bran-
che und Betrieb ab. Grundsätzlich werden Beschäf-
tigte zukünftig stärker als bisher gefordert sein, sich 
an sich schnell verändernde Arbeitsanforderungen 
anzupassen. Sie müssen vor allem verstehen, wie 
die KI ihre Arbeit verändert, damit sie diese produk-
tiv anwenden können.

6.2 Was kann der Betriebsrat tun?

Betriebsräte müssen bei der Einführung von KI dar-
auf achten, dass die Kolleginnen und Kollegen für 
die Anwendung der KI qualifiziert werden. Sie müs-
sen gemeinsam mit Personalverantwortlichen die 
Beschäftigten für die anstehenden Veränderungen 
durch entsprechende passgenaue Qualifizierungsan-
gebote fit machen.
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Betriebsräte haben vielfältige Möglichkeiten, auf 
die betriebliche Qualifizierung und Weiterbildung 
Einfluss zu nehmen:

6.3 Personalplanung 

§ 92 BetrVG ermöglicht es dem Betriebsrat, mit 
dem Arbeitgeber über die zukünftige Personal-
planung sowie den sich daraus ergebenden Maß-
nahmen, wie beispielsweise Qualifizierung und 
Weiter bildung, zu sprechen. Der Betriebsrat kann 
diese Auskunftspflicht des Arbeitgebers nutzen, um 
über die anstehenden Veränderungen der Tätigkei-
ten durch die Einführung von KI informiert zu sein.

6.4 Beschäftigungssicherung

Über § 92a BetrVG hat der Betriebsrat die Mög-
lichkeit, von sich aus initiativ zu werden und Vor-
schläge zur Sicherung und Förderung der Beschäf-
tigung zu machen. Dies können und sollten bei der 
Einführung von künstlicher Intelligenz unbedingt 
Vorschläge zur Qualifizierung der Beschäftigten 
zum Beispiel im Umgang mit der KI sein, um den 
Wegfall von Tätigkeiten zu verhindern beziehungs-
weise Kolleginnen und Kollegen für neu entste-
hende Tätigkeiten fort- und weiterzubilden.

6.5 Erhebung des Qualifizierungs-
bedarfs

Der Betriebsrat kann bei der Einführung von KI im 
Betrieb eine Ermittlung des Qualifizierungs bedarfs 
über den Paragrafen 96 im BetrVG verlangen. 
Diese kann er sogar vor dem Arbeitsgericht erzwin-
gen. Die Ermittlung des Qualifizierungs bedarfs 
sollte unbedingt vor Einführung der KI seitens des 
Betriebsrats gefordert werden, um alle betroffe-
nen Kolleginnen und Kollegen für den Umgang mit 
der KI fit zu machen und den Wegfall von Arbeits­
plätzen zu vermeiden.

6.6 Maßnahmen zur Fort- und 
Weiterbildung (Berufsbildung)

Ändert sich die Tätigkeit von Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern durch die Einführung von KI 
oder reichen die beruflichen Kenntnisse und Fähig-
keiten der Beschäftigten zur Erfüllung ihrer Arbeits-
aufgaben nach Einführung der KI nicht mehr aus, 
so hat der Betriebsrat bei der Einführung von Fort- 
und Weiterbildungsmaßnahmen mitzubestimmen 
nach § 97 Abs. 1 und 2 BetrVG. Können Arbeit­
geber und Betriebsrat sich nicht über Inhalt, Art 
oder Umfang der Fortbildungen einigen, kann eine 
Einigungs stelle einberufen werden.

6.7 Durchführung betrieblicher 
Bildungsmaßnahmen

Abschließend hat der Betriebsrat über den § 98 im 
BetrVG ein erzwingbares Mitbestimmungsrecht bei 
der Auswahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
von betrieblichen Fort- und Weiterbildungsmaß-
nahmen sowie bei der Auswahl der durchführenden 
Trainerinnen und Trainer und dem Ort. Bei der Ein-
führung von KI sollte der Betriebsrat darauf achten, 
dass die Beschäftigten, deren Tätigkeit sich dadurch 
ändert, bei den Qualifizierungsmaßnahmen berück-
sichtigt werden.

Durch eine gute Kombination der verschiedenen 
Mitbestimmungsmöglichkeiten kann der Betriebs-
rat die Einführung von KI im Sinne der Beschäftig-
ten mitgestalten und für notwendige und qualita-
tiv gute Fort- und Weiterbildungsmaßnahme für die 
Beschäftigten sorgen, damit diese von der Einfüh-
rung von künstlicher Intelligenz profitieren.
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Der Einsatz von künstlicher Intelligenz (KI) im 
Betrieb muss geregelt werden, damit die Interessen 
der Beschäftigten auf allen Ebenen gewahrt bleiben 
können. Dabei soll aber die betriebliche Mitbestim-
mung keine Verhinderung oder dauerhafte Verzöge-
rung des Einsatzes von KI bewirken. Gleichzeitig ist 
das Thema aber nicht nur technisch komplex, son-
dern Folgen oft nur schwer vorhersehbar. 

Für betriebliche Interessenvertretungen bedeutet 
das, dass sie verstärkt und kontinuierlich mit dem 
Thema KI konfrontiert werden. Und das ist erst ein-
mal eine gute Nachricht: Letztendlich sind sie es 
und ihre Kollegen und Kolleginnen im Betrieb, die 
wissen, wie ihre Arbeitsprozesse ablaufen und dem-
entsprechend konstruktive Vorschläge liefern kön-
nen. Doch wie kann diese Expertise, die die Grund-
lage gelungener Mitbestimmung ist, in die Tat 
umgesetzt werden?

KI-Rahmenvereinbarung als Arbeits-
grundlage
Eine „Rahmenbetriebsvereinbarung KI“ kann hier 
das Mittel der Wahl sein, um bei der Einführung 
von (neuen) KI-Systemen von Anfang an die Interes-
senvertretung miteinzubeziehen. In ihr werden alle 
wesentlichen Regelungspunkte festgehalten. Diese 
umfassen unter anderem folgende Aspekte:

7.1 Allgemeine Einbeziehung und 
Rechte des Gremiums

Wann und wie wird das Gremium in die Planung 
neuer Systeme integriert? 

 Hierbei bietet es sich an, konkrete Fristen fest-
zulegen, auf die sich alle Beteiligten berufen 
können. Beispielsweise kann vereinbart werden, 
dass spätestens vier Wochen nach Entscheidung 
ein KI-System einzuführen, das Gremium über 
mögliche Produkte informiert wird. Dadurch 
können Arbeitgeber- wie Arbeitnehmervertre-
tung frühzeitig gemeinsam an einem Einsatz der 
KI arbeiten, der alle Interessen berücksichtigt.

 Ebenso sollte ein konkreter Ansprechpartner 
genannt werden, der dem Gremium bei Fragen 
rund um das System zur Verfügung steht. Ins-
besondere olleginnen und Kollegen aus der IT, 
die auch mit der Pflege des (neuen) Systems 
beauftragt sind, bieten sich dafür an. Hier gilt 
es zu beachten, dass bei personellen Änderun-
gen zeitnah ein neuer Ansprechpartner genannt 
wird. Dadurch wird dem § 80 Abs. 3 und 4 des 
Betriebsverfassungsgesetzes, der die Einberu-
fung eines Sachverständigen für das Gremium 
fordert, entsprochen. Zudem wird so ein Arbeits-
ablauf gewährleistet, der unnötige Verzögerun-
gen durch beispielsweise fehlende Informatio-
nen unterbindet. 
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 In diesem Zusammenhang kann auch die Benen-
nung eines paritätisch besetzten IT- oder KI-Aus-
schusses sinnvoll sein, um über diese Arbeits-
teilung im Gremium „Experten“ zu haben. Der 
Ausschuss selbst sollte vom Gremium mit Kolle-
ginnen und Kollegen bestückt werden, die Inter-
esse haben, sich ein wenig in technische Fragen 
einzuarbeiten. Durch ihre so gewonnene Exper-
tise können sie Systeme inhaltlich bewerten und 
dem restlichen Gremium ihre Einschätzung mit-
teilen. Je nach Umfang der KI­Systeme, die ein-
geführt werden sollen, bieten sich entweder 
monatliche oder quartalsweise Treffen des Aus-
schusses an.

 In diesem Zusammenhang sollte dem Gre-
mium auch ein (Admin-)Account für das System 
bereitgestellt werden. Dieser ermöglicht dem 
Betriebsrat, jederzeit stichprobenartig die Ein-
haltung der Rahmenvereinbarung zu KI kont-
rollieren zu können. Dazu loggt er sich ein und 
kann über die Administratorenansicht sehen, 
welche Einstellungen aktuell vorliegen und 
wann diese von wem geändert wurden.

7.2 Ampelsystem zur Klassifizierung 
von KI-Systemen

Bei der Einschätzung der KI-Systeme (zum Beispiel 
durch einen KI-Ausschuss) bietet es sich an, diese 
mit einem Ampelsystem zu klassifizieren. Damit 
können neue Systeme in die „richtigen Bahnen“ der 
Mitbestimmung gelenkt werden und alle Beteiligten 
wissen, was als Nächstes getan werden muss. 

 Grün klassifiziert hierbei KI­Systeme, die unbe-
denklich und direkt eingesetzt werden können. 

 Gelb bezeichnet Systeme, die zwar im Prin-
zip eingesetzt werden können, bei denen aber 
bestimmte Komponenten zuvor geregelt oder 
abgeschaltet werden müssen. Das muss dann 
(über den KI-Ausschuss) verhandelt werden, 
bevor es dann als Anlage an die Vereinbarung 
festgehalten wird. Hierbei sind typische Rege-
lungsgegenstände: 

   das Einsatzgebiet, zum Beispiel Abteilungen, 
Projekte oder Tätigkeiten,

   beteiligte Beschäftigte und Vorgesetzte,
   Verantwortliche für das System,
   erlaubte und verbotene Auswertungsmög-

lichkeiten sowie die Datenweitergabe an 
Dritte/Dienstleister,

   Checklisten in Tabellenform, die die wesent-
lichen Regelungspunkte beinhalten.

 Rot bezeichnet ein „No-Go“. Damit werden Sys-
teme gekennzeichnet, die in ihrer aktuellen 
Implementierung nicht eingesetzt werden dür-
fen, weil sie die Interessen der Beschäftigten ein-
schränken. Ein typisches Beispiel hierfür ist eine 
(voll-)automatische Bewertung der Arbeit der 
Kolleginnen und Kollegen oder Prognosen, wie 
produktiv sie zukünftig arbeiten werden. Eben-
falls sollten Systeme als „rot“ eingestuft werden, 
bei denen der Verdacht besteht, dass die erhobe-
nen Daten ins nicht europäische Ausland „abflie-
ßen“, wo andere Datenschutzstandards gelten.

Die genauere Definition des Ampelsystems – gege-
benenfalls mit weiteren „Zwischenfarben“ – sollte 
Teil der Rahmenvereinbarung oder ihrer Anlage 
sein.

7.3 Leistungs- und Verhaltens-
kontrolle sowie Datenschutz

Wie viele moderne IT-Systeme bieten auch KI-Sys-
teme oft umfangreiche Möglichkeiten zur Leistungs- 
und Verhaltenskontrolle. Dies ist zum Teil auch 
beabsichtigt. In diesen Fällen ist es wichtig, dass 
das Gremium sein Mitbestimmungsrecht nach § 87 
Abs. 1 hinsichtlich der Systeme, die zur Leistungs­ 
und Verhaltenskontrolle geeignet sind, wahrnimmt. 

 Im Idealfall schließt die Rahmenvereinbarung 
Leistungs­ und Verhaltenskontrolle generell aus.

 Abweichungen davon sollten dem Arbeitgeber 
nur in Ausnahmefällen wie potenziell arbeits-
rechtlichen Verstößen gewährt werden. 

 Soll ein KI-System vom Zweck her für die Leis-
tungs­ und Verhaltenskontrolle installiert wer-
den und das Gremium hat dagegen keinen Ein-
wand, sollte die Ausgestaltung dieser Kontrollen 
in einer entsprechenden Anlage ausformuliert 
werden. 

 Zudem sollte in der Vereinbarung auch festge-
halten werden, wie mit den Daten von Beschäf-
tigten unter dem Gesichtspunkt des Datenschut-
zes umgegangen wird. Dies betrifft vor allem 
Systeme, bei denen die Möglichkeit besteht, 
dass Daten an Dritte oder Softwarehersteller 
der KI gehen. Hierbei kann es hilfreich sein, 
den betrieblichen Datenschützer mit ins Boot zu 
holen. 
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7.4 Updates, Upgrades und Patches

 KI-Systeme müssen wie alle Software regel-
mäßig gewartet werden. Dies geschieht über 
Patches und Updates, die beispielsweise kriti-
sche Sicherheitslücken oder Fehler beheben. 

 Updates werden aber häufig auch genutzt, um 
zusätzliche und neue Funktionen in das System 
zu integrieren. Hier ist es entscheidend, dass das 
Gremium darüber informiert wird, ob es sich 
bei den neuen Funktionen um mitbestimmungs-
pflichtige Gesichtspunkte handelt, beispiels-
weise wenn neue Möglichkeiten zur Leistungs- 
und Verhaltenskontrolle eingeführt werden.

 Um die jeweilige Information zu erhalten, kann 
dem Gremium die Release Note des Updates 
mitgeteilt werden. Diese enthält alle Änderun-
gen am System seitens des Herstellers. Das Gre-
mium kann dann entscheiden, ob es darüber 
verhandeln will. Kann eine Fehlerbehebung nur 
mit einer neuen Funktion zusammen installiert 
werden, sollte die neue Funktion deaktiviert 
bleiben, bis ihr Einsatz durch die Mitbestim-
mung geregelt wird. 

 Da gerade bei kleinen Gremien oft nicht die 
Kapazitäten vorhanden sind, um sich mit jedem 
Update auseinanderzusetzen, kann auch eine 
Regelung auf Vertrauensbasis mit dem Arbeit-
geber getroffen werden. Dabei verpflichtet die-
ser sich, mitbestimmungsrelevante Updates dem 
Gremium zu melden. Alle Übrigen werden pro-
tokolliert. So kann das Gremium im Zweifelsfall 
stichprobenartig überprüfen, ob ihm tatsächlich 
alle relevanten Updates genannt worden sind.

Mehraufwand, der sich für alle lohnt

Während der Abschluss solch einer Rahmenverein-
barung durchaus zeitintensiv ist, liegen die Vor-
teile auf der Hand: Regelungsgegenstände, die 
grundsätzlich für jedes neue System gelten, müs-
sen nur einmal vereinbart werden. Von beiden Sei-
ten gewünschte Ausnahmen oder spezielle Gesichts-
punkte einzelner KI-Systeme können in Anlagen 
der Betriebsvereinbarung geregelt werden. So ist 
die notwendige Flexibilität beim Einsatz von KI 
gewährleistet. Und beide Seiten gewinnen.
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